
Gesetzliche Grundlage der Eigenverantwortlichen Schule 
(Auszüge aus dem Niedersächsischen Schulgesetz) 
 
Schulverfassung 
 
§ 32 
Eigenverantwortung der Schule 
 
(1)Die Schule ist im Rahmen der staatlichen Verantwortung und der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften eigenverantwortlich in Planung, Durchführung und Auswertung des 
Unterrichts, in der Erziehung sowie in ihrer Leitung, Organisation und Verwaltung. Die 
Rechte des Schulträgers bleiben unberührt. 
(2) Die Schule gibt sich ein Schulprogramm. In dem Schulprogramm legt sie in Grundsätzen 
fest, wie sie den Bildungsauftrag erfüllt. Das Schulprogramm muss darüber Auskunft geben, 
welches Leitbild und welche Entwicklungsziele die pädagogische Arbeit und die sonstigen 
Tätigkeiten der Schule bestimmen. Der Zusammensetzung der Schülerschaft und dem 
regionalen Umfeld ist in dem Schulprogramm und in der Unterrichtsorganisation Rechnung 
zu tragen. Die Schule beteiligt bei der Entwicklung ihres Schulprogramms den Schulträger 
und den Träger der Schülerbeförderung sowie die Schulen, mit denen sie zusammenarbeitet 
(§ 25 Abs. 1). 
(3) Die Schule überprüft und bewertet jährlich den Erfolg ihrer Arbeit. Sie plant 
Verbesserungsmaßnahmen und führt diese nach einer von ihr festgelegten Reihenfolge 
durch. 
(4) Die Schule bewirtschaftet ein Budget aus Landesmitteln nach näherer Bestimmung im 
Haushaltsplan des Landes. Sie kann nach näherer Bestimmung des Kultusministeriums, die 
der Zustimmung des Finanzministeriums bedarf, Girokonten führen; dabei können 
Ausnahmen von den Vorschriften über Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung (§§ 
70 bis 72, 75 bis 80 der Landeshaushaltsordnung) zugelassen werden1. 
 
 
§ 33 
Entscheidungen der Schule 
 
Die Konferenzen, der Schulvorstand und die Schulleitung haben bei ihren Entscheidungen 
auf die eigene pädagogische Verantwortung der Lehrkräfte Rücksicht zu nehmen. 
 
 
§ 34 
Gesamtkonferenz 
 
(1) In der Gesamtkonferenz wirken die an der Unterrichts- und Erziehungsarbeit der Schule 
Beteiligten in pädagogischen Angelegenheiten zusammen.  
 
(2) Die Gesamtkonferenz entscheidet, soweit nicht die Zuständigkeit einer Teilkonferenz 
gegeben ist, über 
1. das Schulprogramm, 
2. die Schulordnung, 
3. die Geschäfts- und Wahlordnungen der Konferenzen und Ausschüsse, 
4. Grundsätze für 
 a) Leistungsbewertung und Beurteilung, 
 b) Klassenarbeiten und Hausaufgaben sowie deren Koordinierung, 
 
 (3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter unterrichtet die Gesamtkonferenz über alle 
wesentlichen Angelegenheiten der Schule. 

                                                           
 



--------------------------------------------------------------------------------- 
 
 
§ 38 a 
Aufgaben des Schulvorstandes 
 
(1) Im Schulvorstand wirken der Schulleiter oder die Schulleiterin mit Vertreterinnen oder 
Vertretern der Lehrkräfte, der Erziehungsberechtigten sowie der Schülerinnen und Schüler 
zusammen, um die Arbeit der Schule mit dem Ziel der Qualitätsentwicklung zu gestalten. 
(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter unterrichtet den Schulvorstand über alle 
wesentlichen Angelegenheiten der Schule, insbesondere über die Umsetzung des 
Schulprogramms sowie den Stand der Verbesserungsmaßnahmen nach § 32 Abs. 3. 
(3) Der Schulvorstand entscheidet über 

1. die Inanspruchnahme der den Schulen im Hinblick auf ihre 
Eigenverantwortlichkeit von der obersten Schulbehörde eingeräumten 
Entscheidungsspielräume,  

2. den Plan über die Verwendung der Haushaltsmittel und die Entlastung der 
Schulleiterin oder des Schulleiters, 

3. Anträge auf Genehmigung einer besonderen Organisation (§ 23), 
4. die Ausgestaltung der Stundentafel, 
5. Schulpartnerschaften, 
6. die von der Schule bei der Namensgebung zu treffenden 

Mitwirkungsentscheidungen (§ 107), 
7. Anträge auf Genehmigung von Schulversuchen (§ 22) sowie  
8. Grundsätze für  

a. die Tätigkeit der pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
Grundschulen, 

b. die Durchführung von Projektwochen, 
c. die Werbung und das Sponsoring in der Schule und 
d. die jährliche Überprüfung der Arbeit der Schule nach § 32 Abs. 3. 

(4) Der Schulvorstand macht einen Vorschlag für das Schulprogramm und für die 
Schulordnung. Will die Gesamtkonferenz von den Entwürfen des Schulvorstandes für das 
Schulprogramm abweichen, so ist das Benehmen mit dem Schulvorstand herzustellen. 
 
 
 
§ 38 b 
Zusammensetzung und Verfahren  
des Schulvorstandes 
 
(1) Der Schulvorstand hat bei Schulen mit  

1. bis zu 20 Lehrkräften 8 Mitglieder, 
2. 21 bis 50 Lehrkräften 12 Mitglieder, 
3. über 50 Lehrkräften 16 Mitglieder. 

Dabei beträgt die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter der Lehrkräfte die Hälfte und die 
Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter der Erziehungsberechtigten sowie der Schülerinnen 
und Schüler jeweils ein Viertel der Mitglieder nach Satz 1. Die Anzahl der Lehrkräfte nach 
Satz 1 richtet sich danach, wie viele vollbeschäftigte Lehrkräfte nötig wären, um den an der 
Schule von allen Lehrkräften erteilten Unterricht zu übernehmen. Der Schulvorstand 
entscheidet mit der Mehrheit der abgegebenen auf ja oder nein lautenden Stimmen. Hat eine 
Schule weniger als vier Lehrkräfte, so kann die Gesamtkonferenz beschließen, die Aufgaben 
des Schulvorstandes zu übernehmen, sofern sie für die Wahrnehmung dieser Aufgaben ihre 
Zusammensetzung entsprechend den Sätzen 2 und 3 erweitert. 
(2) Der Schulvorstand an Grundschulen besteht aus Vertreterinnen und Vertretern der 
Lehrkräfte oder der pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie der 



Erziehungsberechtigten. Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter der 
Erziehungsberechtigten beträgt die Hälfte der Mitglieder nach Absatz 1 Satz 1. 
(3) Der Schulvorstand besteht an  

1. Abendgymnasien, 
2. Kollegs und 
3. berufsbildenden Schulen, die überwiegend von volljährigen Schülerinnen und 

Schülern besucht werden, 
je zur Hälfte aus Vertreterinnen und Vertretern der Lehrkräfte und der Schülerinnen und 
Schüler. 
(4) In den Fällen des Absatzes 3 Nr. 3 kann der Schulvorstand bestimmen, dass auch 
Vertreterinnen oder Vertreter der Erziehungsberechtigten dem Schulvorstand angehören, 
deren Anzahl nicht diejenige übersteigen darf, die sich aus Absatz 1 Satz 2 ergibt; die Anzahl 
der Vertreterinnen und Vertreter der Schülerinnen und Schüler vermindert sich 
entsprechend. 
(5) Vertreterinnen und Vertreter der Lehrkräfte nach Absatz 1 sind die Schulleiterin oder der 
Schulleiter und die übrigen durch die Gesamtkonferenz bestimmten Lehrkräfte oder 
pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
(6) Es werden gewählt die Vertreterinnen und Vertreter  

1. der Erziehungsberechtigten vom Schulelternrat, 
2. der Schülerinnen und Schüler vom Schülerrat, 
3. der Lehrkräfte und der pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von der 

Gesamtkonferenz für          
               zwei Schuljahre; dabei haben Stimmrecht nur die Mitglieder der Gesamtkonferenz 
nach § 36 Abs. 1  Satz 1 Buchst. a bis e. 
Für Personen nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 sind auch Stellvertreterinnen und Stellvertreter zu 
wählen. Die §§ 75 und 91 gelten entsprechend. 
(7) Den Vorsitz im Schulvorstand führt die Schulleiterin oder der Schulleiter. Sie oder er 
entscheidet bei Stimmengleichheit. 
(8) Der Schulvorstand kann weitere Personen als beratende Mitglieder berufen. 
 
 
§ 38 c 
Beteiligung des Schulträgers 
 
(1) Der Schulträger wird zu allen Sitzungen des Schulvorstandes eingeladen. Er erhält alle 
Sitzungsunterlagen. Eine Vertreterin oder ein Vertreter des Schulträgers kann an allen 
Sitzungen des Schulvorstandes mit Rede- und Antragsrecht teilnehmen. Sie oder er nimmt 
nicht an den Abstimmungen teil. 
(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter unterrichtet den Schulträger über alle wesentlichen 
Angelegenheiten der Schule. 
(3) Die übrigen Rechte des Schulträgers bleiben unberührt. 
 
--------------------------------------------------------------------------------- 
 
 
§ 43 
Stellung der Schulleiterin und des Schulleiters 
 
(1) Jede Schule hat eine Schulleiterin oder einen Schulleiter, die oder der die 
Gesamtverantwortung für die Schule und für deren Qualitätssicherung und 
Qualitätsentwicklung trägt. 
(2) Die Schulleiterin ist Vorgesetzte und der Schulleiter ist Vorgesetzter aller an der Schule 
tätigen Personen, besucht und berät die an der Schule tätigen Lehrkräfte im Unterricht und 
trifft Maßnahmen zur Personalwirtschaft einschließlich der Personalentwicklung. Sie oder er 
sorgt für die Einhaltung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften und der Schulordnung. 



(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter entscheidet in allen Angelegenheiten, in denen nicht 
eine Konferenz oder der Schulvorstand zuständig ist. Sie oder er trifft die notwendigen 
Maßnahmen in Eilfällen, in denen die vorherige Entscheidung der zuständigen Konferenz, 
des Schulvorstandes oder des zuständigen Ausschusses nicht eingeholt werden kann, und 
unterrichtet hiervon die Konferenz, den Schulvorstand oder den Ausschuss unverzüglich. 
(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter führt die laufenden Verwaltungsgeschäfte; sie oder 
er hat dabei insbesondere 

1. die Schule nach außen zu vertreten, 
2. den Vorsitz in der Gesamtkonferenz und im Schulvorstand zu führen, 
3. jährlich einen Plan über die Verwendung der Haushaltsmittel zu erstellen, die 

Budgets (§ 32 Abs. 4 und  
              § 111 Abs. 1) zu bewirtschaften und über die Verwendung der Haushaltsmittel 
gegenüber dem Schul  
              vorstand Rechnung zu legen sowie  

4. jährlich einen Plan über den Personaleinsatz zu erstellen. 
(5) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat innerhalb von drei Tagen Einspruch einzulegen, 
wenn nach ihrer oder seiner Überzeugung ein Beschluss einer Konferenz, des 
Schulvorstandes oder eines Ausschusses 

1. gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstößt, 
2. gegen eine behördliche Anordnung verstößt, 
3. gegen allgemein anerkannte pädagogische Grundsätze oder Bewertungsmaßstäbe 

verstößt oder 
4. von unrichtigen tatsächlichen Voraussetzungen ausgeht oder auf sachfremden 

Erwägungen  beruht.  
Über die Angelegenheit hat die Konferenz, der Schulvorstand oder der Ausschuss in einer 
Sitzung, die frühestens am Tag nach der Einlegung des Einspruchs stattfinden darf, 
nochmals zu beschließen. Hält die Konferenz, der Schulvorstand oder der Ausschuss den 
Beschluss aufrecht, so holt die Schulleiterin oder der Schulleiter die Entscheidung der 
Schulbehörde ein. In dringenden Fällen kann die Entscheidung vor einer nochmaligen 
Beschlussfassung nach Satz 3 eingeholt werden. Der Einspruch und das Einholen einer 
schulbehördlichen Entscheidung haben aufschiebende Wirkung. Die Sätze 1 bis 5 gelten in 
Bezug auf Entscheidungen, die der oder dem Vorsitzenden einer Teilkonferenz übertragen 
worden sind, entsprechend. 
 
--------------------------------------------------------------------------------- 
 
Staatliche Schulbehörden, 
Schulinspektion 
 
§ 119 
Schulbehörden 
 
Schulbehörden sind 
1. das Kultusministerium als oberste Schulbehörde, 
2. die Landesschulbehörde als nachgeordnete Schulbehörde. 
 
 
§ 120 
Aufgaben und Zuständigkeiten 
 
(1) Die Schulbehörden haben die Entwicklung des Schulwesens zu planen, zu gestalten und 
die Schulen und Schulträger zu beraten. Sie nehmen die Aufgaben der 
schulpsychologischen Beratung wahr. 
(2) Die Schulbehörden haben darauf hinzuwirken, dass das Schulwesen den geltenden 
Vorschriften entspricht. 
(3) Die Schulbehörden üben die Fachaufsicht über die Schulen aus. 



(4) Eine Schulbehörde kann an Stelle einer nachgeordneten Behörde tätig werden, wenn 
diese eine Weisung innerhalb einer bestimmten Frist nicht befolgt oder wenn Gefahr im 
Verzuge ist. 
(5) Die Schulbehörden üben die Aufsicht über die Verwaltung und Unterhaltung der Schulen 
durch die Schulträger, unbeschadet der Befugnisse der Kommunalaufsichtsbehörden, aus. 
(6) Die nachgeordnete Schulbehörde ist zuständig, soweit nichts anderes durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschrift bestimmt ist. 
(7) Die oberste Schulbehörde kann im Einvernehmen mit der fachlich zuständigen obersten 
Landesbehörde Befugnisse der Schulbehörden auf andere Landesbehörden übertragen. 
 
 
§ 120 a 
Beratung und Unterstützung 
 
Die Schulbehörden gewährleisten die Beratung und Unterstützung der Schulen. 
 
§ 121 
Fachaufsicht 
 
(1) Die Fachaufsicht soll so gehandhabt werden, dass die Eigenverantwortlichkeit der Schule 
(§ 32) nicht beeinträchtigt wird. Auch außerhalb eines Widerspruchsverfahrens (§ 68 der 
Verwaltungsgerichtsordnung) ist der Schule grundsätzlich Gelegenheit zu geben, die von ihr 
getroffene Maßnahme vor der Entscheidung der Schulbehörde noch einmal zu überprüfen. 
(2) Die Schulbehörden können pädagogische Bewertungen sowie unterrichtliche und 
pädagogische Entscheidungen im Rahmen der Fachaufsicht nur aufheben oder abändern, 
wenn 
1. diese gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstoßen, 
2. bei ihnen von unrichtigen Voraussetzungen oder sachfremden Erwägungen ausgegangen 
wurde oder 
3. sie gegen allgemein anerkannte pädagogische Grundsätze oder Bewertungsmaßstäbe 
verstoßen. 
 
--------------------------------------------------------------------------------- 
 
§ 123 a 
Niedersächsische Schulinspektion 
 
(1) Die Schulinspektion ermittelt als nachgeordnete Behörde der obersten Schulbehörde die 
Qualität der einzelnen Schulen des Landes und darüber hinaus die Qualität des 
Schulsystems für Maßnahmen der Qualitätsverbesserung. 
(2) Der Schulinspektion obliegt die Durchführung von Schulinspektionen und erforderlicher 
weiterer Evaluationen zu Einzelaspekten des Schulsystems. 
(3) Die Schulinspektion ermittelt die Qualität der einzelnen Schulen auf der Grundlage eines 
standardisierten Qualitätsprofils. 2Eine Bewertung einzelner Lehrkräfte findet nicht statt. 
(4) Die Ergebnisse werden an die Schule und an die nachgeordnete Schulbehörde 
übermittelt. 
 
---------------------------------------------------------------------------------- 
 
Zweiter Abschnitt 
Übergangsvorschriften 
§ 17826 
Überprüfung und Bewertung nach § 32 Abs. 3 
Abweichend von § 32 Abs. 3 ist die erste Überprüfung und Bewertung bis zum 31. Juli 2009 
und die zweite Überprüfung und Bewertung bis zum 31. Juli 2011 vorzunehmen. 
 


